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Bruno Frei 

Brechts „Arbeitsjournal" * 

Der Versuch, den Komplex von Erlebtem und Gedachtem aufzu-
fächern, bleibt Kärrnerarbei t , sofern es nicht gelingt, die Notierungen 
aus siebzehn Jahren, so vielfältig die inneren und äußeren Anlässe 
sind, auf einen Grundraster zu übertragen, in welchem die Vielfalt 
zur Einheit wird: zur Denkst ruktur des Notierenden. An mehreren 
Stellen gibt Brecht den gebotenen Hinweis: der Grundraster ist die 
materialistische Dialektik. Sie wird immer mehr „die einzige Möglich-
keit, sich zu orientieren" (86), ih r Dienst: „einem das Operieren mit 
widerspruchsvollen Einheiten zu gestatten" (364), vorausgesetzt f rei-
lich, sie wird „aus der Wirklichkeit abgeleitet und nicht aus der 
Geistesgeschichte". 

Auch Brecht ist nicht als Marxist auf die Welt gekommen — Freund 
Hanns Eisler will ihn nicht „abstrakt als Marxisten" gelten lassen 
(„Fragen Sie mehr über Brecht" S. 102) — immerhin war es Brecht, 
der die materialistische Dialektik als Betrachtungsweise f ü r Künst ler 
und Kritiker, die ernst genommen werden wollen, obligatorisch ge-
macht hat. Im „Arbeitsjournal" ist sie allgegenwärtig. Der Dialektik-
Schlüssel paßt zu allen Fächern, denen Brecht den Tagesstoff ent-
nimmt. 

Die Ökonomie des Raumes zwingt den Rezensenten, sich auf einige 
wenige „Fächer" zu beschränken: Literaturtheorie, Deutschland, 
Krieg, Faschismus, Sowjetunion. Der Beschränkung geopfert sind so 
wichtige „Fächer" wie: Werke von Brecht, Arbeit mit Künstlern, die 
Emigration, Amerika u. a. Nicht als ob der „Raster" in diesen Ein-
t ragungen weniger leicht nachweisbar wäre — es gibt kaum eine 
ohne angewandte Dialektik —, sondern u m der Schlüssigkeit des 
Arguments willen. 

Da ist also die Realismus-Diskussion. Sie n immt in den Notierungen 
vor Amerika (Sommer 1941) einen großen Raum ein, teils gekoppelt 
mit Produktionsproblemen, teils polemisch gegen die als einengend 
gewerteten Realismus-Thesen von Georg Lukâcs zugespitzt. Was im 
„Arbeitsjournal" dem Tag zugewandte Anmerkung ist, f indet im 
Band 19 der Gesammelten Werke (287—382) seine Abrundung; der 
Tagesärger wird dort Literaturtheorie. Möglich, ja wahrscheinlich ist 
es umgekehrt : im Arbeitsjournal markier t Brecht Phasen seines 
theoretischen Selbstverständnisses. 

* Brecht, Bertolt: Arbeits journal 1938—1955 (mit Anmerkungen von 
Werner Hecht). Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1973 (Bd. 1: 508 S., Ln.; 
Bd. 2: 524 S., Ln.; Bd. 3 [Anmerkungen]: 228 S., br.; zus. 72,— DM). 
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Liest man die Auseinandersetzung über Realismus mit einem von 
vierzigjähriger Erfahrung geschärften Blick, steht man einigermaßen 
verlegen vor der Frage: Wer/was ist „eng"? 

Die Diskussion von 1938 ist bekanntlich die Fortsetzung der 1931/32 
in der „Linkskurve" geführten; ein Ende hat sie bis heute nicht ge-
funden. Lukâcs hatte aus Anlaß der Romane von Bredel und Ottwalt 
seinen Feldzug gegen „offene Formen", gegen „neue Techniken" 
(Montage, Reportage etc.) eröffnet. Implicite war auf Brechts Ent-
wurf des Epischen Theaters gezielt. Lukâcs forderte für den Roman 
Gestaltung des Typischen, Darstellung der treibenden Kräfte, Erzäh-
lung, nicht Beschreibung. Dem sozialistischen Schriftsteller und Dich-
ter stellte Lukâcs die Meisterwerke des kritischen Realismus, Balzac, 
Tolstoj, entgegen; an ihnen sollte er sich orientieren. Den Neueren, 
Brecht inbegriffen, warf er vor, sie träten statt dessen das Erbe der 
dekadenten Bourgeoisie der imperialistischen Epoche an. „Damit 
wird deutlich, daß es keineswegs, wie Lukâcs vorgab, um die Frage 
ging, Verzicht auf das Erbe oder Anknüpfen an das Erbe? Es ging 
vielmehr um die Frage: an welches Erbe ist anzuknüpfen?" (Helga 
Gallas: „Marxistische Literaturtheorie", Luchterhand 1971, S. 159). 

Mit Kraf t wehrt sich Brecht gegen diese Ansprüche. In der erneu-
erten Diskussion („Das Wort" — Moskau) ist gegen ihn offen die 
Anklage des Formalismus erhoben worden. Die Wertungen „Abstieg", 
„Verarmung", „Dekadenz" erregen seinen Zorn. Abstieg und Aufstieg 
seien nicht nach dem Kalender, sondern dialektisch zu begreifen; zu 
fragen sei: vom Standpunkt welcher Klasse? (28/29). Von da aus 
fällt es Brecht leicht, den Spieß umzudrehen: die Kritiker à la Lukâcs 
seien Formalisten! Ihre literarischen Maßstäbe seien nicht inhaltlich 
klassengerecht, vielmehr formale Kriterien des bürgerlichen Realis-
mus. In Wirklichkeit sei der Balzac-Tolstoj-Typus „eine geschichtliche 
Spielart des Realismus, nicht der Realismus" (236). Der formalistische 
Charakter der Realismus-Theorie Lukâcs' wird von Brecht als schla-
gendes Argument gegen den Vorwurf des Formalismus eingesetzt und 
so die Beschuldigung der „Enge" an die Beschuldiger zurückgegeben. 
Indem Lukâcs die ästhetischen Kriterien des 19. Jahrhunderts zu 
fixen Maßstäben erhebt, ist er es, der einengt. 

Wenn Brecht an den von Lukâcs empfohlenen Modellen den Klas-
senkampf vermißt, wird der ideologische Hintergrund der Diskussion 
erhellt. Es geht, worauf Werner Mittenzwei („Die Brecht-Lukäcs-
Debatte" in Das Argument Nr. 46,10. Jg. 1968, S. 14) richtig hinweist, 
um die Volksfront. 

War Brecht ein Gegner der Volksfront? Man muß im Auge behal-
ten, daß das „Arbeitsjournal" nicht zur Veröffentlichung bestimmt 
war; hier hat Brecht Gedanken zugespitzt und daher mitunter auch 
dem Mißverständnis ausgesetzt, die er in seinem literarischen Werk 
präziser, gültiger niedergelegt hat. In diesen Jahren (1934—1942) hat 
Brecht Notizen, philosophische Aperçus enthaltend, niedergeschrie-
ben, die aus dem Nachlaß unter dem Titel „Buch der Wendungen — 
Me-ti" veröffentlicht worden sind. Die „Große Methode", die Dialek-
tik, schreibt hier Brecht, „ist eine praktische Lehre der Bündnisse 
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und der Auflösung der Bündnisse" (GW, Bd. 12, S. 475). Und weiter 
an der gleichen Stelle: „Die Große Methode ermöglicht, in den Dingen 
Prozesse zu erkennen und zu benutzen. Sie lehrt Fragen zu stellen, 
welche das Handeln ermöglichen." Brecht fordert also Bündnispolitik, 
Volksfront, im Geiste der Großen Methode, d. h. dialektisch: Volks-
front mit Klassentransparenz. 

Gerade das aber mußte Lukäcg (und nicht nur ihm) nach dem 
7. Weltkongreß als einengend erscheinen. Dimitroffs Losung der 
Volksfront hatte die in der Weimarer Republik von der KPD vielfach 
praktizierte Enge aufgebrochen. Die Volksfront war Klassenkampf 
auf neue Art, nicht Volksgemeinschaft. Brecht hatte offenbar das im 
Sinne, wenn er vor der Gefahr warnte, in der Bündnispolitik die 
eigene Komponente preiszugeben. In der Monopolisierung der Realis-
mus-Kriterien des 19. Jahrhunderts sah er diese Gefahr gegeben, 
Lukâcs' starres Festhalten an alten Formen „blockiert die Produk-
tion" (26), die klassentransparent sein will. 

War Lukâcs ein Gegner des Klassenkampfes in der Literatur? 
Davon kann natürlich keine Rede sein. Dem äußeren Anschein nach 
war Lukâcs' Literaturtheorie der Volksfront adäquater als die 
Brechts, dessen Klassenkampf-Kriterium die neuen Möglichkeiten 
einzuengen schien. 

Werner Mittenzwei, in seiner ausgezeichneten Studie, stellt den 
Konflikt in den historischen Zusammenhang. Lukâcs „sieht im Enga-
gement des bürgerlichen Dichters für Fortschritt und Demokratie den 
eigentlichen Drehpunkt seiner Realismus-Auffassung". Seine Kritik 
der spätbürgerlichen Kunstauffassungen ging nicht aus von den neuen 
Möglichkeiten, die die sozialistische Position den Künstlern bietet, 
sondern „vom utopischen Leitbild der revolutionären Demokratie". 
Brecht dagegen habe mit der Forderung von Klassenbestimmtheit 
neue Maßstäbe gesetzt, sowohl für die Literaturkritik wie fü r die 
literarische Produktion, sofern diese sozialistisch sein wollte. 

So gesehen ist die Antwort auf die Frage: wer/was ist „eng"? nur 
mit einem „sowohl als audi" oder mit einem „weder noch" zu beant-
worten. Lukâcs ist „eng", indem er der neuen sozialistischen Literatur 
mit dem Maßstab des bürgerlichen Erbes den Weg versperrt; Brecht 
ist „eng", indem er mit der Forderung der Klassentransparenz die 
Ausstrahlung der Volksfront erschwert. 

So jedenfalls reagierten viele an der Auseinandersetzung inter-
essierte Zeitgenossen. Scheinbar ging es um Formfragen: Lukâcs für 
„Gestalten", Brecht für „offene Form"; in Wirklichkeit ging es beiden 
um den Inhalt des zu Gestaltenden oder zu Berichtenden. Brecht hielt 
dafür, daß die neue Wirklichkeit neue Formen der realistischen Wie-
dergabe erfordere; Lukâcs erwartete von den alten Formen breitere 
und tiefere Resonanz. 

Mit Bezug auf Brecht zeigt Lukâcs' Ablehnung der „offenen For-
men" ein gewisses Maß von Unverständnis der neuen Inhalte. Aber 
die Dinge haben sidi ja weiterentwickelt. Mit Bezug etwa auf das 
happening, eine Spätgeburt der „offenen Form", mit seinem anarcho-
nihilistischen Inhalt, erweist sich Lukâcs als weiser Warner. 
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Anna Seghers Brief an Lukâcs muß in diesem Zusammenhang zi-
tiert werden: „Beim Schaffen eines jeden Kunstwerks, wie bei jeder 
menschlichen Aktion, ist das Maßgebende die Richtung auf die Reali-
tät, und dabei gibt es, wie Du doch sagst, keinen Stillstand. Doch was 
Du als Zerfall ansiehst, kommt mir eher wie eine Bestandsaufnahme 
vor; was Du als Formexperiment ansiehst, wie ein heftiger Versuch 
eines neuen Inhalts, wie ein unvermeidlicher Versuch" („Ein Brief-
wechsel zwischen Anna Seghers und Georg Lukâcs" in „Probleme des 
Realismus", Berlin 1955, S. 248). 

Im Juli 1938, einen Essay Lukâcs' lesend, höhnt Brecht, dieser ent-
binde den realistischen Schriftsteller, dialektischer Materialist zu 
sein, er müsse nur „gestaltend" die Wirklichkeit wiedergeben. Zwi-
schen den Realisten des Bürgertums und denen des Proletariats sei 
bei Lukâcs kein Gegensatz, „wohl auch nicht zwischen Bürgertum und 
Proletariat selber? Wie auch, im Zeichen der Volksfront? Hoch der 
Pastor Niemöller! Realist reinsten Wassers! Zum Gestalten ist wieder 
einmal kein Wissen nötig (denn Th. Mann gestaltet doch wohl und 
weiß doch wohl nichts)" (13). An dieser Stelle gerät Brecht in Saft, 
beschimpft Lukâcs als „Kantianer", der die marxschen Kategorien 
ad absurdum führe; der Klassenkampf sei da „ein ausgehöhlter, ver-
hurter, ausgeplünderter Begriff, ausgebrannt bis zur Unkenntlichkeit". 
Auf eine affektfreie Dimension zurückgeführt, soll das besagen: ohne 
Wissen, ohne Klassenwissen, kann es keine realistische Literatur 
geben. 

Auf dem Pariser Schriftstellerkongreß zur Verteidigung der Kultur 
(1935), dessen Aufgabe es war, die vom 7. Weltkongreß proklamierte 
neue Volksfrontpolitik auf den Bereich der Literatur zu übertragen, 
hielt Brecht eine vieldiskutierte Rede, die mit dem Ruf schloß: „Kame-
raden, sprechen wir von den Eigentumsverhältnissen!" („Zur Tradi-
tion der sozialistischen Literatur in Deutschland", Berlin 1967, S. 719). 

Das war grundsätzlich richtig, aber in jenem Augenblick nicht ge-
eignet, die deutschen Schriftsteller im Exil zu einigen. Nötig waren 
Kompromisse. In das „Arbeitsjournal", das Brechts intimste Stim-
mungen festhält, hat der Zwang zum Kompromiß keinen Eingang ge-
funden. Im „Buch der Wendungen" dagegen stellt Brecht klar, in 
welchem Sinne Kompromisse geboten sind, nämlich im dialektischen: 
er trinkt Wein und Wasser aus zwei Gläsern und schüttet nicht Was-
ser in seinen Wein (GW Bd. 12, S. 433). 

War nun die Rede auf dem Pariser Schriftstellerkongreß gegen die 
Volksfront gerichtet oder gegen die Tendenz zur Mißdeutung der 
Volksfront im Sinne der Liquidierung des Klassenkampfes? Mitten-
zwei (s. oben) meint, Brecht habe mit dieser Rede seine linkssektiere-
rische „Plattform für linke Intellektuelle" aufgegeben; in den neun 
Punkten jener „Plattform" (GW Bd. 20, S. 235) hatte Brecht erklärt, 
an dem Kampf gegen den Faschismus könne nur teilnehmen, wer mit 
dem Eigentum an den Produktionsmitteln gebrochen hat; „Nach dem 
Faschismus, auch darin hat der Nationalsozialismus recht, kann nur 
der Kommunismus kommen, nichts anderes", heißt es hier. 

Die Eintragungen im „Arbeitsjournal" machen deutlich, daß 
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Brechts Unruhe, im Kampf gegen den Faschismus könnte die Volks-
front klassenneutral entarten, die Bündnispolitik ihres Klassenge-
halts entleert werden, sich perpetuiert und vom Bereich der Literatur 
auf die Bereiche der Politik verstärkt übergegriffen hat. Das Problem 
stellt sich im „Arbedtsjournal" in allen „Fächern"; es muß sehr genau 
analysiert werden, will man Brecht gerecht werden, ohne seine Geg-
ner (Lukâcs, Thomas Mann) zu verteufeln. 

Und da ist die „deutsche Frage", im Kreise Brechts permanenter 
Denk- und Sprechstoff. Brecht kämpft gegen die unter den Exilierten 
üblichen Hitler-Klischees: Hitler ist ein Monstrum, ein Hampelmann, 
ein „Nichts". Brecht kann Hitler nicht von der deutschen Geschichte 
abstrahieren. „Nun ist die Hitlerbeurteilung letzten Endes nur des-
halb wichtig, weil sie bei all diesen ,er-ist-nichts-ern' die Grundlage 
bildet fü r die Beurteilung der ganzen Umwälzung in Deutschland. Da 
wird nämlich der Nationalsozialismus zum Auswuchs, Abweg, Irrtum. 
Und was ist mit dem Hauptkörper, dem geraden Weg, der Lösung?" 
(311). Brecht ist bereit, in Hitler einen „großen bürgerlichen Politi-
ker" zu sehen, eben, groß für das Bürgertum. Für den Dialektiker ist 
wesentlich, welche Klassenfunktion der Nationalsozialismus ausübt. 
„Man bekämpft Hitler nicht, wenn man ihn als besonders unfähig, 
als Auswuchs, Perversität, Humbug, speziell pathologischen Fall hin-
stellt und ihm die andern bürgerlichen Politiker als Muster, uner-
reichte Muster, vorhält; weil man ja auch den Faschismus nicht be-
kämpfen kann, wenn man ihn vom ,gesunden' Bürgertum (Reichs-
wehr, Industrie) isolieren und ,allein' beseitigen will" (380). Hitler sei 
eine wirkliche „nationale Erscheinung", den Begriff klassengerecht 
verstanden. „Die auswegloseste aller Klassen, das Kleinbürgertum, 
etabliert sich diktatorisch in der ausweglosesten Situation des Kapi-
talismus", aber regiert werde nicht im Sinne des Kleinbürgertums. 
„Die Industrie bekommt ihren Imperialismus, aber sie muß ihn neh-
men, wie sie ihn bekommt, den hitlerschen." Diktatur des Monopol-
kapitals, ausgeübt durch die Diktatur des kleinbürgerlichen National-
sozialismus, so charakterisiert Brecht die Lage (am ausführlichsten in 
dem Artikel „Das andere Deutschland", GW Bd. 20, Anm. 16). 

Als die Nachrichten von blutigen Auseinandersetzungen zwischen 
Hitler und den Junkergenerälen Brecht erreichen (der 20. Juli 1944), 
hält er einen Augenblick lang für Hitler die Daumen, „denn wer, 
wenn nicht er, wird uns schon diese Verbrecherbande austilgen?" 
(666). Von der Funktion des Nationalsozialismus im deutschen Volk 
hat Brecht einen dialektischen Begriff. Rohheit komme nicht von 
Rohheit. „Der Nationalsozialismus muß betrachtet werden als der 
Sozialismus der Kleinbürger, eine verkrüppelte, neurasthenische, per-
vertierte Volksbewegung . . . Die scheinsozialistischen Ansätze müssen 
also mit dem echten Artikel verglichen werden, nicht mit der Demo-
kratie" (801). Brecht glaubt, die deutsche Jugend, die Hitler nachläuft, 
zu verstehen, ihre Kriegsseligkeit beruhe auf Pseudokommunismus. 
„Es wäre lohnend, einmal ernsthaft die sozialistischen Elemente auf-
zuspüren, die der Nationalsozialismus pervertiert zum Operieren 
brachte, nicht anders ist sein Erfolg bei Massen zu erklären" (777). 
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Seit 1942 beschäftigt Brecht in wachsendem Maße die Frage: Was 
wird aus Deutschland? Wie in der Realismus-Diskussion durchstößt 
Brecht die „demokratische Hülle", entblößt er den nackten Klassen-
antagonismus. Wie in der Realismus-Diskussion an der so und so 
deutbaren Volksfrontpolitik, stößt er sich jetzt an den bürgerfrommen 
Kriegszielen der Alliierten. Die Gefahr, das deutsche Volk werde eine 
„dauernde Bedrohung der Welt, wie sie ist", sei begründet, wenn der 
Plan besteht, die ökonomisch-politische Basis des Imperialismus zu 
erhalten (447). Brecht sieht voraus, daß die Erhaltung der imperiali-
stischen Basis in Deutschland die Tendenz zum Krieg lebendig erhal-
ten werde: Teildeutschland ist hier ins Visier gebracht. 

Nach Deutschland zurückgekehrt, wird er nicht ohne Bitterkeit an-
merken, daß im andern Teildeutschland die imperialistische Basis 
nicht durch die deutsche Revolution, sondern durch den Sieg der 
Roten Armee zum Verschwinden gebracht wurde. (Siehe Eintragung 
vom 9.12. 1948, S. 865.) 

Ein Problem harr t der Deutung, Kenner des Gesamtwerkes müßten 
sie liefern. Im „Arbeitsjournal", also im Selbstgespräch, ist Brecht 
geneigt, Faschismus und Kapitalismus gleichzusetzen, was eine Über-
spitzung der richtigen Ansicht ist, der Nationalsozialismus sei eine 
faule Frucht des in Nöte geratenen Kapitalismus. „Das deutsche Bür-
gertum ,entnazen' heißt, es entbürgern . . . Weder seine elementaren 
Daseinsbedingungen, noch die speziellen Umstände erlauben dieser 
Klasse, die barbarischen Mittel abzulegen . . . Wo der Bürger anstän-
dig ist und wo er unanständig ist, wo er Idealist ist und wo er Schie-
ber ist, immer ist er Nazi. Wenn er aufhörte, ein Nazi zu sein, könnte 
er kein Bürger mehr sein" (805). 

Das führte als Konsequenz zu der wohl absichtlich provokativen 
Behauptung, Auschwitz sei „ein Monument der bürgerlichen Kultur 
dieser Jahrzehnte" (828). Heißt das aber nicht, die Endlösung relati-
vieren, die Nazis entlasten? Merkwürdigerweise vergröbert Brecht 
1948, was er 1941 nuanciert gesagt hatte; damals war Hitler „die 
feinste Blüte, die der Kapitalismus hervorgebracht, das ,bisher letzte 
Wort'" (262). Wie ist es wirklich? Der Kapitalismus bringt den Fa-
schismus hervor, wenn er es nötig hat, aber er ist nicht der Faschis-
mus, er kann auch anders; der Faschismus ist eine Variante des 
Kapitalismus, aber nicht der Kapitalismus. Die Kapitalisten, Faschi-
sten und Nicht-Faschisten, zu einer homogenen Masse zusammen-
werfen, ohne die innerkapitalistischen Widersprüche auszunützen, 
hemmt den revolutionären Prozeß und entspricht nicht der materia-
listischen Dialektik. 

Dem Mitemigranten und Nachbarn Thomas Mann wirft Brecht mit 
einem bei ihm ungewöhnlichen Affekt vor, zwischen Hitler und dem 
deutschen Volk nicht unterscheiden zu wollen. (Notierungen vom 
2. August 1943 und 11. November 1943.) Sein „schmerzliches Erstaunen" 
hatte Brecht Thomas Mann aus gegebenem Anlaß brieflich vorgehalten 
(GW Bd. 19, S. 478). In einem Schreiben vom 10. Dezember 1943 weist 
Thomas Mann die Anschuldigung zurück und beruft sich auf einen 
Vortrag, den er Mitte November in New York gehalten hatte. „Ich 
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habe in dem Vortrag zwar eingeräumt, daß eine gewisse Gesamthaf-
tung für das Geschehene und das, was noch geschehen wird, nicht von 
der Hand zu weisen sei. Denn irgendwie sei der Mensch und sei ein 
Volk verantwortlich für das, was er ist und tut. Dann aber habe ich 
nicht nur genau all die Argumente gegen die Gleichstellung von 
Deutsch und Nazistisch angeführt, die Sie in Ihrem Brief gebrauchen, 
sondern ich habe erklärt, Weisheit in der Behandlung des geschlage-
nen Gegners sei allein schon geboten durch die schwere Mitschuld der 
Weltdemokratien an dem Aufkommen der faschistischen Diktatur, an 
dem Heranwachsen ihrer Macht und an dem ganzen Unheil, das über 
Europa und die Welt gekommen sei." (Thomas Mann: „Briefe", Frank-
furt/M. 1963, Bd. 2, S, 339.) Von dieser Antwort nimmt das „Arbeits-
journal" keine Notiz. 

Daß Thomas Mann ein liberaler Bürger war, Brecht ein Sozialist, 
daß Thomas Mann im idealistischen Denkschema befangen blieb, 
Brecht die materialistische Dialektik zu meistern gelernt hatte, ist der 
Hintergrund des Konflikts, dessen emotionelle Ladung wahrschein-
lich mehr aus dem Persönlichen gespeist war als aus dem Politischen. 

Hanns Eisler findet einen im Bereich der Literatur liegenden 
Grund, der die Gegnerschaft zu Thomas Mann in die Nähe des Kon-
flikts mit Lukâcs versetzt. Eisler (S. 102 seiner „Gespräche" mit Hans 
Bunge, München 1970) erkennt Brecht „einen neuen, plebejischen 
Realismus" zu, wie er in der deutschen Literatur nicht da war. 
Brecht habe das Plebejische im Marxismus auf die Kunst transpo-
niert. Bei Thomas Mann sei es umgekehrt. Bei ihm werde alles 
„Literatur", bei Brecht werde nichts „Literatur". (Die Anführungs-
zeichen sind zu beachten.) Da wäre also noch einmal die Vieldeutig-
keit des Realismus im Spiele. 

In dem Maße, in dem der Krieg sich seinem Ende nähert, wird die 
Frage immer brennender: Warum kämpfen sie? 1943 sucht Brecht 
noch rationale Erklärungen. „Wenn die Organisationen und Mittel der 
unterdrückten Klassen zerstört sind, dann bleibt dem Vereinzelten 
nur übrig, nach Zeichen auszuspähen, daß die Organisationen der 
diktierenden Klasse zerbrechen" (604). Aber 1945 ist Ausschau halten 
zu wenig. Brecht wird zum erstenmal von der unter den Exilierten 
herrschenden Ungeduld angesteckt, zum erstenmal glaubt er, in 
Erinnerung an Petersburg 1917, Möglichkeiten einer Revolution zu 
sehen (728). Ergreifend die Eintragung von 10. März 1945: „Zwischen 
dem Lehrgedicht (das ,Kommunistische Manifest', BF) und den 
schrecklichen Nachrichten aus Deutschland. Ruinen und kein Lebens-
zeichen von den Arbeitern." 

Die Freien Deutschen in Moskau (und in Mexiko) rufen die Deut-
schen auf zur Rettung der Nation. Aber gibt es sie? Brecht findet, 
Bechers Artikel „Deutsche Lehre" „stänke von Nationalismus" (641). 
Der Nationalismus der Hitler werde ganz naiv akzeptiert, der Typus 
einer „neuen deutschen Nationalliteratur" sei „entsetzlich opportu-
nistischer Quark", und bei der Anrufung des „Genius eines ewigen 
Deutschland" verlangt er nach dem Speikübel. Deutschland müsse 
sich nicht als Nation emanzipieren, sondern als Volk, „genauer, als 
Arbeiterschaft" (642). 
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Hätte er wie sonst sein dialektisches Meßinstrument angelegt, wäre 
es Brecht nicht entgangen, daß Bechers Nationalismus eine Funktion 
der mit dem Komitee „Freies Deutschland" in den Kriegsgefangenen-
lagern der SU einsetzenden Sammelbewegung war, ein Element der 
antifaschistischen Strategie. Aber 1943, zur Zeit des Becherschen 
Artikels, war fü r Brecht das alte Dilemma noch ungelöst: soziali-
stische Revolution oder konsequente Demokratie? Wie 1938 ist er 
gegen Abschwächung, gar Verwischung der Klassenfronten. 

Und da ist die Sowjetunion. Die Schlüsselstelle läßt uns an einem 
Hochflug angewandter Dialektik teilnehmen. „Die einen ziehen aus 
jeder Handlung der UdSSR den Schluß, daß sie eben nicht soziali-
stisch gesinnt ist, die andern betrachten jede Handlung der UdSSR als 
die einzig mögliche eines sozialistischen Staates" (82). In Wirklichkeit 
gebe es dort sehr beträchtliche sozialistische Elemente materieller Art 
und die betreffenden Überbauten, andere seien noch ausgeblieben, 
aber „das verstehen wenige, da die meisten sich zum Funktionieren 
des Sozialismus ganz idealistisch einstellen". Mit diesem 1940 unter-
schiedenen „die einen" und „die anderen" hat Brecht auf seine Art 
vorweggenommen, was später die Togliatti-Formel fü r das richtige 
Verhalten der SU gegenüber werden sollte: „Kritische Verbunden-
heit", sowohl kritisch, wie verbunden. 

Und da is t der Krieg. Was für ein Krieg? 1939. Der Pakt. Die Ver-
wirrung. Das Weltproletariat ohne Losungen, Hoffnungen, Beistand 
(62). Diplomatie. Kein Volkskrieg, jedenfalls kein revolutionärer. 
„Die Kommuniqués sind auf nationale Töne abgestimmt" (66). Man 
spürt Unbehagen. Und dann das verstehende Aufatmen: „Die Rote 
Armee marschiert in Europa ein" (66). 

Im Krieg hört der Klassenkampf nicht auf. Während die herr-
schende Klasse Frankreichs vor Hitlers Kriegsdrohung kapituliert, 
„verteidigen die Arbeiter in Rostow den Sozialismus mit Bratpfannen 
in den Stiegenhäusern, den Krieg nehmen sie als Privatsache" (325). 
Und schließlich der Sinn des Ganzen: „Und Tag und Nacht tobt auf 
den Schlachtfeldern von Smolensk der Kampf um die Würde des 
Menschen" (411). 

Es wird deutlich, daß Brecht, wie viele Kommunisten, zu Kriegs-
ende eine revolutionäre Erhebung erwartete. Einen deutschen Okto-
ber. Aber schon 1941 befürchtet er, es könnten lange Phasen von 
Halbkriegen entstehen, Teilpazifierungen, „wenn die klassische Ver-
wandlung solcher Kriege nicht oder in unzulänglichem Maß passiert" 
(255). Warnend erinnert er an das Ende des Ersten Weltkrieges, der 
die westeuropäische und deutsche Bourgeoisie intakt gelassen hatte; 
am Ende des Zweiten, befürchtet er, werde sich dieses Geschehen, 
oder besser Nichtgeschehen, wiederholen. 

Der Leser von 1973 wird die Frage nicht unterdrücken können: Was 
sich ihm in den Journalnotizen aus 1938—1955 mitunter als linkes 
Wunschdenken aufdrängt, ist es nicht ein antizipierendes Mißtrauen 
gegen Entscheidungen, die, taktischer Vorteile willen, Grundsätzliches 
außer acht lassen? 

Und da ist der Nachkrieg, der kalte. Wird Deutschland, wie die 
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Russen vorschlagen, „éntimperialisiert", „wo, fragt man, ist dann 
garantiert, daß man Geschäfte machen kann"? (836). Schließlich hat 
es der Imperialismus geschafft, daß man wenigstens in einem Teil 
Deutschlands Geschäfte machen kann. Die antisowjetische Propa-
ganda, notiert Brecht, sei derart aufgeheizt, daß ein Appell zur 
Objektivität einem den Verdacht zuzieht, „man sei ein Stalinagent" 
(836). 

Dennoch ist Brecht weiter linksoptimistisch. 1945 teilt er nicht die 
Meinung, „daß die amerikanische Bourgeoisie das Heft für lange 
Zeit in der Hand haben wird, wie man aus dem Fehlen einer Um-
sturzpartei sehen kann" (746). Was heißt „lange Zeit"? In einem 
Gespräch mit Arnold Schönberg, der um die Tantiemen bangt, die 
sein erbberechtigter Sohn einmal erhalten soll, spricht Brecht die 
Vermutung aus, „daß in 25 Jahren der Kapitalismus anders aussehen 
wird, wenn er noch aussieht" (748). 

Hauptmotiv des Optimismus inmitten des Chaos von 1948/49: 
„Durch alle diese Wochen hindurch halte ich im Hinterkopf den Sieg 
der chinesischen Kommunisten, der das Gesicht der Welt vollständig 
ändert, dies ist mir ständig gegenwärtig und beschäftigt mich alle 
paar Stunden" (892). 

Brecht fiebert der revolutionären Umwälzung in Deutschland ent-
gegen, sie kommt nicht, wiewohl sie kommen müßte. Der Schreiber 
des „Arbeitsjournals" jammert nicht, er will bloß begreifen. Dialek-
tisch begreifen, in den Griff bekommen, ist das Wichtigste, es „ermög-
licht das Handeln" (Me-ti). Begreifen heißt Widersprüchliches dialek-
tisch auflösen. Brechts Meisterschaft in dieser Kunst bewährt sich an 
den schwierigsten „heißen Eisen". Zu Shdanows einengenden Litera-
turthesen, nicht weniger kritikwürdig als die Lukâcs', notiert er er-
klärend: „Unter der Diktatur des Proletariats verliert die Literatur 
ihre Abreagierungsfunktion, sie wirkt nicht mehr partisanenhaft wie 
bei dem anarchischen Ausbau der Produktivkräfte durch die Bour-
geoisie" (755). Bei der gewaltsamen Auflösung des Bildungsmonopols 
entstehe eine Art Vakuum; für eine gewisse Zeit stehe die Literatur 
dem Bildungshunger ungebildeter Massen gegenüber. Ihre am mei-
sten fortgeschrittenen Methoden bildeten jedoch das einzige Resultat 
der Entwicklung und könnten also nicht einfach aufgegeben werden. 

Nicht minder eindrucksvoll ist die Erklärimg der Untaten der ersten 
sowjetischen Besatzungstruppen in Berlin. „Nach all den materiellen 
Verwüstungen, welche die Naziheere in ihrem Land anrichteten, 
werden die russischen Kommunisten jetzt auch noch den psychischen 
Verwüstungen begegnen müssen, die der Hitlerraubkrieg unter den 
eben erst in den Zivilisationsprozeß geworfenen, vom Zarismus ent-
menschten ,Muschiks' angerichtet hat" (850). 

Der Krieg ist vorüber, aber ist Frieden? Weiterhin ist es die Dialek-
tik, die den Schlüssel liefert. „Ohne Dialektik", notiert Brecht, „kann 
dieses Deutschland gar nicht begriffen werden, denn seine Einheit 
muß es durch weitere Zerreißung erkämpfen, die Freiheit kriegt es 
diktiert usw. usw." (813). Aus solchem Widerspruch könne nichts 
anderes hervorgehen als eine neue ,deutsche Misere', die sich ihm, 
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nach Berlin zurückgekehrt, in der Weise dartut, „daß nichts erledigt 
ist, wenn schon alles kaputt ist . . . die Deutschen rebellieren gegen 
den Befehl, gegen den Nazismus zu rebellieren, nur wenige stehen 
auf dem Standpunkt, daß ein befohlener Sozialismus besser ist als gar 
keiner. Die Übernahme der Produktion durch dàs Proletariat erfolgt 
in dem Zeitpunkt der Auslieferung der Produkte an den Sieger . . . 
So wie die Bourgeoisie sich ihre Herrschaft von Napoleon aufzwingen 
ließ, nur um sie sogleich mit dem Adel zu teilen, benimmt sich jetzt 
das Proletariat der Bourgeoisie gegenüber" (864/65). Das ist ein 
schwarzes Bild von 1948, „aber", schließt Brecht die Eintragung, „es 
ist dies nicht die ganze Wahrheit." 

Die ganze Wahrheit, die Brecht meint, erblickt der Rezensent in der 
Eintragung vom 17. Juni 1953. Brecht sieht in den Demonstrationen 
der Arbeiterschaft immer noch die aufsteigende Klasse, wenn audi 
verworren und kraftlos. Nach der ganzen geschichtlichen Entwick-
lung habe die Partei sowieso nicht auf die spontane Zustimmung der 
Arbeiterklasse hoffen können, sie habe Aufgaben unter Umständen 
ohne Zustimmung der Arbeiterklasse, ja gegen ihren Widerstand, 
durchführen müssen; die große Gelegenheit sei nun dagewesen, die 
Arbeiter zu gewinnen. Den 17. Juni empfindet Brecht „nicht einfach 
negativ" (1009). 

Das Neue, das wirklich Neue wird aus dem Alten erstehen. Den 
neuen Menschen „mit der Seele suchen" — welcher Denker hat je die-
ser Versuchung widerstanden? Auch Brecht nicht. Nur daß Brecht 
nicht mit der „Seele" oder einem Seelen-Surrogat sucht, sondern mit 
Dialektik. Noch in Finnland, die Wanderung hatte erst begonnen, 
notiert Brecht: „In Wirklichkeit ist der neue Mensch der alte Mensch, 
der den neuen Situationen am besten gerecht wird, den die neuen 
Situationen nach vorn treiben, das neue Subjekt der Politik. Die 
neuen Aktions- und Reaktionsweisen konstituieren den .neuen Men-
schen'; das Alte an ihm bleibt, daß er eben Mensch ist. Alle Postulate 
an den Menschen, welche über die Postulate hinausgehen, welche die 
Situation stellt, sind zu verwerfen, solche Neuheitsbegriffe sind wert-
los" (212). 

Man kann natürlich aus der Fülle von Eintragungen leicht diejeni-
gen herausklauben, die auf Unruhe oder Unmut schließen lassen; aber 
Brecht als Kläffer gegen die Karawane präsentieren, die, von Sand-
sturm und Sonnenglut zum Ausweichen gezwungen, dennoch von 
Oase zu Oase weiterzieht, um aus der Wüste in das Bergland zu ge-
langen, ist antidialektisch, also antibrechtisch. Man kann manche Stel-
len aus dem „Arbeitsjournal" als Zeugnisse von Enttäuschung inter-
pretieren, aber als verkappten Ankläger gegen den Staat gewordenen 
Sozialismus aufbauen kann man Brecht nicht (wie dies geschehen ist). 

Die Persönlichkeit, die im „Arbeitsjournal" schaffend und den-
kend — denkend schaffend — agiert, ist, wie Johannes R. Becher be-
merkt, „als Dichter ein Arbeiter" (Johannes R. Becher: „Über Litera-
tur und Kunst", Berlin 1962, S. 750). „Nicht aus Bescheidenheit nannte 
er seine Dichtungen Versuche", heißt es in dem schönen Nachruf von 
Max Schröder, „sondern aus Gewissenhaftigkeit". 
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Hansgeorg Conert 

Gibt es einen jugoslawischen Sozialismus? * 
Produktionsverhältnisse und Ideologie 

Seit e twa 1968 n immt die Zahl der Übersetzungen sozialphiloso-
phischer und sozialwissenschaftlicher Li te ra tur aus Jugoslawien in 
der BRD bemerkenswer t zu. Wieweit das der Expansion eines l inken 
Büchermarktes als Folge des Abschlusses der aktionistischen Phase 
der „außerparlamentarischen Opposition" 1966—1968 und der Hin-
wendung ihrer Gruppen zur Beschäftigung mit theoretischen Fragen 
des Sozialismus allgemein geschuldet ist und wieweit dem in einigen 
politischen und intellektuellen Kreisen verbrei teten Enthusiasmus 
f ü r die gesellschaftliche Theorie und Realität Jugoslawiens sowie f ü r 
die spezifische Marxismus-Rezeption einer Gruppe jugoslawischer 
Philosophen im besonderen, mag dahingestell t bleiben. Sicher kumu-
lieren beide Tendenzen und t ragen zusammen dazu bei, daß die 
kommerziellen Kalkulat ionen der Verlage aufgehen. 

Im folgenden soll ein Teil dieser Li tera tur kritisch refer ier t wer -
den. Vorab sind einige Einschränkungen hinsichtlich Reichweite und 
Tragfähigkei t der wissenschaftlichen und politischen Urteile, zu denen 
der Rezensent gelangt, angebracht. Er vermag nicht anzugeben, in 
welchem Maße die Übersetzungen repräsentat iv f ü r die entspre-
chende jugoslawische Li tera tur der letzten J a h r e sind. Hinlänglich 
begründet kann nu r vermute t werden, daß die nachfolgend be-
sprochenen Abhandlungen ih rem wissenschaftlichen Anspruchs-
niveau nach überdurchschnittlich einzuschätzen sind und daß die 
gesellschaftswissenschaftliche jugoslawische Li tera tur insgesamt im 
Verhältnis zum originären Marxismus — pauschal formulier t — 
keineswegs weniger revisionistisch ist. 

In die Sammelrezension sind nicht alle im deutschen Sprachraum 
übersetzten jugoslawischen Bücher dieses Genres einbezogen. Die 
Gründe f ü r die Beschränkung sind einmal unvollständige „Markt-
übersicht", zum anderen unzureichende Kompetenz des Rezensenten 
f ü r die Beurtei lung eines Teils dieser Publikationen, worauf unten 
noch konkreter zu verweisen ist1 . 

* Der zweite Teil dieser Arbeit wird in einem der folgenden Hefte ver-
öffentlicht. 

1 Bewußt wurden in die Besprechung nicht die Bücher von Milovan 
Djilas aufgenommen. Sein Buch „Die neue Klasse" betrifft das Thema 
dieser Sammelrezension, erschien jedoch weit vor der hier angezeigten 
Literatur. Seine späteren Veröffentlichungen sind m. E. nicht repräsen-
tativ für die gesellschaftstheoretische Argumentation in Jugoslawien heute. 
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In die Besprechung sind folgende Bücher (in der Reihenfolge ihres 
Erscheinens in der BRD) einbezogen: 
1.Markovic, M.: D i a l e k t i k d e r P r a x i s . Suhrkamp Verlag, 

Frankfurt/M. 1968 (194 S., br., 4,50 DM). 
2. Vranicki, P.: M e n s c h u n d G e s c h i c h t e . Suhrkamp Verlag, 

Frankfurt/M. 1969 (113 S., br., 4,50 DM). 
3% Petrovic, G.: W i d e r d e n a u t o r i t ä r e n M a r x i s m u s . 

Europäische Verlagsanstalt, Frankfurt/M. 1969 (224 S., br., 12,— DM). 
4. Petrovic, G. (Hrsg.): R e v o l u t i o n ä r e P r a x i s . Jugoslawi-

scher Marxismus der Gegenwart. Rombach Verlag, Freiburg 1969 
(286 S., Ln., 29,— DM). 

5. Supek, R.: S o z i o l o g i e u n d S o z i a l i s m u s . Probleme und 
Perspektiven. Rombach Verlag, Freiburg 1970 (246 S., Ln., 39,—DM). 

6. Stojanovic, S.: K r i t i k u n d Z u k u n f t d e s S o z i a l i s -
m u s . Rombach Verlag, Freiburg 1970 (222 S., br., 9,80 DM). 

7.Kardelj, E.: Z u r g e s e l l s c h a f t l i c h e n F u n k t i o n d e r 
K r i t i k . Freiheit und Verantwortung. Europa Verlag, Wien-
Frankfurt/M.-Zürich o. J. (164 S., br., 12,— DM). 

8. Supek, R. und B. Bosnjak (Hrsg.): J u g o s l a w i e n d e n k t a n -
d e r s . Marxismus und Kritik des etatistischen Sozialismus. Europa 
Verlag, Wien-Frankfurt/M.-Zürich 1971 (280 S., br., 21,— DM). 

9.Horvat, B.: D i e j u g o s l a w i s c h e G e s e l l s c h a f t . Ein 
Essay. Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1972 (198 S., br., 4,50 DM). 
Diese Bücher sollen im folgenden nicht einzeln und aufeinander-

folgend besprochen werden, weil so zahlreiche Überschneidungen 
und Wiederholungen unvermeidbar wären. Die kritische Darstellung 
soll vielmehr nach vier Themenbereichen gegliedert werden: 

I. Kritik des „etatistischen" Sozialismus 
II. Begründung und Apologie des jugoslawischen Selbstverwaltungs-

Sozialismus 
III. Kritik des sozioökonomischen und politischen Systems Jugosla-

wiens und seiner Entwicklungstendenzen 
IV. Marxismus-Rezeption, Geschichts- und Gesellschaftstheorie. 

Dieser thematischen Aufgliederung kommt entgegen, daß es sich 
bei sechs der neun berücksichtigten Veröffentlichungen um Essay-
sammlungen handelt. Nur die unter 6, 7 und 9 aufgeführten Bücher 
sind in sich geschlossene Abhandlungen. 7 gehört in den Kontext des 
Themenbereichs III, 9 betr iff t vollständig das Thema II. Lediglich 
bei 6 ist eine dislozierte Besprechung erforderlich, weil in diesem 
Buch die Problembereiche I, III und IV in extenso behandelt werden. 

Die oben unter 1, 2, 3 und 5 genannten Bücher sind Essaysamm-
lungen je eines Verfassers, in 4 und 8 sind dagegen Beiträge diverser 
Autoren zusammengestellt. Es sei hier bereits vermerkt, daß bei 
diesen Sammelbänden (mit Ausnahme von 2 und zum Teil von 1) das 
Fehlen von Erscheinungsnachweisen der einzelnen Beiträge als er-
heblicher Mangel bezeichnet werden muß, weil die Abhandlungen 
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so n u r ungenau im Kontext der jeweiligen Phase der sozioökonomi-
schen und politischen Entwicklung Jugoslawiens in terpre t ier t und 
beurte i l t werden können. 

Zum Charakter des sozioökonomischen und politischen Systems 
Jugoslawiens 

Maßstab der Kri t ik der hier zu besprechenden Bücher soll weniger 
der Grad der Übereinst immung der inhaltlichen Aussagen und Ar-
gumentat ionsmuster mit abs t rakten sozialethischen Normen und 
mi t dem Stand sozialwissenschaftlicher Erkenntnis sein. Die überwie-
gend gesellschaftstheoretischen und -politischen Abhandlungen sind 
vielmehr im Kontext der realen sozioökonomischen Verhältnisse in 
Jugoslawien zu interpret ieren und zu beurtei len. Dabei muß von der 
offiziellen Kennzeichnung der jugoslawischen Gesellschaft als einer 
sozialistischen und vom grundsätzlichen Konsens der Autoren mit 
diesem Anspruch ausgegangen werden. Daher ist es angebracht, der 
kritischen Besprechung der angezeigten jugoslawischen Li tera tur 
eine knappe Charakter is ierung der sozioökonomischen und politi-
schen Ordnung der S F R J 2 voranzustel len3 . 

Die vom B d K J 4 ver t re tene Konzeption einer sozialistischen Gesell-
schaft wendet sich gegen die sowjetische Theorie, der eine Phasen-
t rennung bei der Best immung der Übergangsgesellschaft vorgewor-
fen wird: zunächst sehe diese Theorie die Errichtung der materiel l-
technischen Basis des Sozialismus und Kommunismus vor; erst dar -
auf folgend könnten sozialistische und kommunistische gesellschaft-
liche Beziehungen realisiert werden. Machtgeordnete politische 
S t ruk tu ren und hierarchische sozioökonomische Verhältnisse sollen 
mi th in schon im Verlaufe der historischen Phase einer forcierten 
Entwicklung der P roduk t ivkrä f t e durch kontinuierlich erweiter te 
gesellschaftliche Selbstverwaltung ersetzt werden. Zur theoretischen 
Begründung dieser These gre i f t der BdKJ vornehmlich auf die 
Marxsche Darstel lung und Interpreta t ion der Maßnahmen der Pariser 
Kommune zurück5 . 

Bevor normat ive Insti tutionalisierung und tatsächliche Situation 
des Systems gesellschaftlicher Selbstverwaltung angedeutet werden, 
sind die zugrundeliegenden Produktionsverhältnisse zu skizzieren. 
Seit 1952/53 wird das jugoslawische Wirtschaftssystem offiziell als 

2 Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien. 
3 Es geht hier nur um eine äußerst verkürzte Darstellung der Verhält-

nisse, nicht aber bereits um deren Kritik. Diese wird im Zusammenhang 
der Rezensionen Ausdruck finden. 

4 Bund der Kommunisten Jugoslawiens. 
5 Hier muß auf den Eklektizismus der Marxismus-Rezeption des BdKJ 

sowie seiner Theoriebildung überhaupt verwiesen werden. In Gestalt 
expliziter Kritik an theoretischer Orthodoxie, die mit „Dogmatismus" 
gleichgesetzt wird, verwandeln sich Pragmatismus und Eklektizismus in 
Tugenden. Oft tritt nur allzu durchsichtig die nachträgliche theoretische 
Scheinlegitimierung an die Stelle der Resultate wissenschaftlich-mate-
rialistischer Analyse. 
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„sozialistische Marktwir tschaf t" bezeichnet. Bis Anfang der sechziger 
J a h r e w a r das Verhältnis von zentraler P lanung und Leitung einer-
seits und Marktbeziehungen zwischen den Wirtschaftssubjekten ande-
rerseits im ganzen aber nicht wesentlich anders geartet als z. B. in 
der DDR nach dem Neuen ökonomischen System von 1963. Im Zuge 
der Wir tschaf tsreform von 1965 wurde in Jugoslawien jedoch mit 
der Beseitigung jeder f ü r die Betriebe verbindlichen zentralen Wir t -
schaftsplanung die gesamtgesellschaftliche Verfügung über die sach-
lichen Produktionsbedingungen aufgegeben und mi t der Senkung der 
betrieblichen Steuer- und Gewinnabführungen an die öffentlichen 
Haushal te die gesellschaftliche Aneignung des Mehrprodukts wei ter 
reduzier t 8 . Nach offizieller Version erfolgten diese Maßnahmen im 
Interesse des Ausbaus der Selbstverwaltung. Dabei wird — verkürzt 
—• so argument ier t : Selbstverwal tung der unmit te lbaren Produzenten 
müsse vor allem deren Recht auf Verfügung über das von ihnen 
geschaffene Produkt einschließen. Deshalb sei wirkliche Selbstver-
wal tung nicht zu vereinbaren mit der Lenkung der Betriebe von 
außen (durch zentrale Planung) sowie mi t der „Ent f remdung der 
unmit te lbaren Produzenten von ihrem Produkt" (durch Abfüh rung 
größerer Mehrprodukt te i le an den Staat). Tatsächlich wurden im 
Verlauf der Wir tschaf tsreform nach 1965 die jugoslawischen Be-
tr iebe aus jeglicher Bindung an die Erfordernisse eines rat ional und 
bewußt geplanten gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsprozesses 
entlassen7 . Im Marxschen Sinne fungieren sie als kollektive Privat-
produzenten. 

Die gesellschaftliche Selbstverwaltung soll auf zwei Ebenen reali-
siert werden: als Arbei terselbstverwaltung im engeren Sinne in den 
„Arbeitsorganisationen" (d. h. in Betrieben, Schulen, Verwaltungs-
behörden etc.) und als allgemeine Selbstverwaltung in den „gesell-
schaftspolitischen Gemeinschaften" (Gebietskörperschaften). Die In-
sti tutionalisierung der Selbstverwaltung auf der erstgenannten 
Ebene begann im Sommer 1950 durch das „Grundgesetz über die Lei-
tung der staatlichen Wirtschaftsbetriebe . . . durch die Arbeiterkollek-
tive"; die Selbstverwal tung im zweiten Bereich 1952 mit der Ergän-
zung der Volksausschüsse in den Kommunen durch Produzentenräte 
(einer überbetrieblichen Repräsentanz der Arbei terrä te in den ört-
lichen Vertretungskörperschaften). Die institutionellen Formen und 
normat iven Kompetenzen der Selbstverwaltungsorgane wurden in 
der Folgezeit mehrfach im erweiternden Sinne modifiziert und 1963 
in einer neuen Verfassung (Edvard Kardel j : „Verfassung eines ab-
s terbenden Staates") systematisiert . Seither wurden wiederum durch 
diverse Amendments die Verfassungsbest immungen von 1963 z. T. 
erheblich veränder t . 

6 Entsprechende Reduktionen gab es stufenweise schon vordem. 
7 Es existieren zwar noch .Gesellschaftspolitische Pläne' für Fünf-

jahresabschnitte mit Globaldaten der Grundstruktur der ökonomischen 
Entwicklung. Sie werden jedoch nicht disaggregiert in verbindliche be-
triebliche Einzelpläne. 
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Eine kritische Analyse des jugoslawischen „Selbstverwaltungs-
Sozialismus" müßte p rüfen : 1. wieweit die Konzeption als solche mit 
den wenigen allgemeinen, aber konsti tut iven Grundsätzen sozialisti-
scher Gesellschaftsgestaltung im Marxschen Sinne übereinst immt 
und 2. wieweit sich Konzeption und formale Insti tutionalisierung mi t 
der gesellschaftlichen Realität decken. An dieser Stelle nur zum zwei-
ten Aspekt einige allgemeine Feststel lungen: 

Entsprachen in den fünfz iger J a h r e n die realen Kompetenzen der 
Organe der Arbei terselbstverwal tung infolge der (unter sozialisti-
schem Aspekt völlig legitimen, ja notwendigen) Bindung der Betriebe 
an gesamtwirtschaftl iche P läne in e twa den Rechten der Betriebs-
gewerkschaftslei tungen und der Ständigen Produktionsberatungen 
in der DDR, so intendier ten die verschiedenen normativen Modifika-
tionen in den sechziger J ah ren offiziell die Verwirklichung realer 
Autonomie der Arbei terräte . Tatsächlich aber t rugen diese Maßnah-
men zur S tä rkung der Position technokratischer Krä f t e (vor allem 
des betrieblichen Managements) bei. Zum Beispiel besetzen diese zu-
nehmend Positionen in den Arbei te r rä ten selbst, seit die gesetzliche 
Vorschrift aufgehoben wurde, nach der unmit te lbare Produktions-
arbei ter mindestens zwei Dri t tel der Mandate in den Arbei terrä ten 
einnehmen mußten. Während die Art ikel 90 ff . der Verfassung von 
1963 die Modi der Wahlen und der Amtsdauer von Arbei ter rä ten und 
Betr iebsdirektoren vorschrieben, stellte das 15. Amendment von Ende 
1968 die entsprechenden Reglungen den Betriebskollektiven anheim. 
Auch dabei wurde von einer bedeutsamen Erwei terung der Selbst-
verwaltungsrechte gesprochen. Unter den realen Bedingungen (z. B. 
Informat ions- und Kenntnisvortei le des Managements, häuf ig kaum 
entwickeltes sozialistisches Bewußtsein und Desinteresse der Arbei-
ter) wi rk ten sich diese Neuerungen jedoch als tendenzielle S tärkung 
der Macht der Technokratie aus. 

Die zweite Ebene der Selbstverwaltung soll pr imär in den Kom-
munen als den „grundlegenden gesellschaftspolitischen Gemeinschaf-
ten" (Art. 96 Verfassung) liegen. Insti tutionalisierten Ausdruck f indet 
sie hier in den nach Grundsätzen unmit te lbarer Demokratie konsti-
tuier ten Gemeindeversammlungen, in Wählerversammlungen und 
Plebisziten. Die normat iv hervorgehobene Autonomie der Kommu-
nen erstreckt sich vor allem auf die Bereiche des Bildungs- und 
Ku l tu r - sowie des Gesundheits- und Sozialwesens8 . Die tendenzielle 
Realisierung dieser Normen füh r t e angesichts des regional außer-
ordentlich heterogenen wirtschaftlichen Entwicklungsniveaus und 
bei grundsätzlicher Finanzautonomie der Kommunen zu wachsender 
Ungleichheit der Versorgung der Bürger mit entsprechenden Ein-
richtungen und Diensten. 

Die Betonung von „Entstaatlichung" und Dezentralisierung in der 
jugoslawischen Sozialismus-Konzeption legt den Schluß auf weit-

8 Die zeitweiligen Rechte der Kommunen in Fragen der wirtschaft-
liehen Entwicklung wurden inzwischen zugunsten der Autonomie der 
Betriebe abgebaut. 
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gehend anarchische Zustände nahe. Tatsächlich t rugen die Reformen 
der sechziger J a h r e zu zunelïmender Formierimg und Freisetzung 
gesellschaftlicher Part ia l interessen (der Betriebe, Wirtschaftsverbän-
de, Berufsgruppen, Kommunen, Regionen und nicht zuletzt: der Na-
tionalitäten!) bei. Erstaunlicherweise wird in Jugoslawien jedoch im-
mer noch über „etatistische Tendenzen", über ein Übermaß von 
staatlichen Intervent ionen geklagt. Dieser Widerspruch erk lär t sich 
aus dem unkoordinierten, gleichsam naturwüchsigen Nebeneinander 
beider Tendenzen, der anarchischen und der adminis trat iv- interven-
tionistischen. Die sozioökonomische und politische Realität entspricht 
keineswegs der theoretischen Konzeption und den legalen Normen. 
Ekla tante Widersprüche, insbesondere im wirtschaftlichen Bereich, 
provozieren immer wieder staatliche Interventionen, die den hoch-
gepriesenen laissez-faire-Grundsätzen widersprechen. Diese Regu-
lierungsversuche erfolgen jedoch planlos und unkoordinier t und ver -
s tärken damit langfrist ig eher gesamtwirtschaftl iche Disproportionen 
und gesellschaftliche Gegensätze. 

Bei der Selbstverwaltung in den „gesellschaftspolitischen Gemein-
schaften" stellt die tatsächliche Rolle des BdKJ einen wichtigen Fak-
tor der Diskrepanz zwischen Norm und Realität dar. Dem offiziellen 
Selbstverständnis nach soll seine Funkt ion in indirekt anlei tender 
St imulierung der gesellschaftlichen Entwicklung und in ideologischer 
Führung liegen. Faktisch handhab t der BdKJ jedoch z. B. die Selek-
tion der Mandatsvergabe f ü r die Selbstverwaltungsorgane. Das wäre, 
ebenso wie die staatlichen Interventionen in den Reproduktions-
prozeß, sozialistisch zu legitimieren, wenn die Politik des BdKJ 
Ausdruck einer aus einem umfassenden Diskussions- und Willens-
bildungsprozeß hervorgegangenen gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lungsperspektive wäre . Die Regression des Reproduktionsprozesses 
in naturwüchsige Verlaufsformen ha t jedoch den diversen Par t ia l -
interessen auch Eingang in den BdKJ verschafft , und seine Aktionen 
sind eher Ausdruck der temporär oder regional gerade dominieren-
den als der Erfordernisse einer rationalen sozialistischen Gesamt-
entwicklung. 

Daß der Verzicht a u | bewußte P lanung und Steuerung des sozio-
ökonomischen Reproduktionsprozesses sowie die Freisetzung grup-
penkollektiver Sonderinteressen wirtschaftliche Disproportionen und 
gesellschaftliche Dispari täten hervorrufen mußte, ist evident. Sie 
f inden in Jugoslawien seit einigen Jah ren z. B. Ausdruck im wach-
senden Abstand zwischen den wirtschaftlich entwickelten und den 
unterentwickelten Regionen, in offener und versteckter Arbeits-
losigkeit9 (als Folge u. a. eines gesamtwirtschaftlichen Mißverhält-
nisses zwischen Konsumtion und Akkumulat ion sowie der betr ieb-
lichen Neigung zu kapital intensiven Investit ionen infolge des Ge-
winnmaximierungsprinzips) . Weiter: in zunehmenden Einkommens-

9 Ca. 1 Mill. Jugoslawen arbeiten im kapitalistischen Ausland, im Land 
gibt es 350 000 registrierte Arbeitslose, daneben besteht verdeckte Arbeits-
losigkeit in Gestalt ländlicher Übervölkerung. 
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dispari tä ten (zwischen Regionen, zwischen Wirtschaftszweigen, zwi-
schen Betr ieben innerhalb derselben, zwischen Funkt ionsgruppen in 
den Betr ieben und zwischen im vergesellschafteten Sektor und pri-
vatwirtschaft l ich Tätigen), in einer enormen Inflat ionsrate1 0 , in 
„öffentlichen Defiziten", wie sie die gegenwärt igen kapitalistischen 
Gesellschaften kennzeichnen. Letztere zeigen sich in Jugoslawien 
z. B. im sehr ungleich entwickelten und insgesamt zurückbleibenden 
Bildungsbereich. Wie vor 15 und mehr J ah ren liegt die offiziell regi-
s tr ier te Analphabetenquote bei knapp 2 0 % . Soweit nur eine exem-
plarische Aufzählung. Die spektakuläre kroatische Krise Ende 1971 
w a r n u r ihrer Erscheinungsform nach eine nationalistische; in ihrem 
Wesen ist sie Ausdruck der sozioökonomischen Widersprüche von 
Produktionsverhältnissen, die durch marktwir tschaft l ich vermit tel te 
Beziehungen zwischen gruppenkollekt iven Pr ivatproduzenten cha-
rakter is ier t sind. 

Es stellt sich die Frage nach den gesellschaftlichen Kräf ten , die seit 
Beginn der sechziger J a h r e die sozioökonomische Entwicklung Jugo-
slawiens in die skizzierte Richtung vorantr ieben. Der Verfasser kann 
eine fundier te Antwor t nicht geben, weil ihm zuverlässige Analysen 
nicht bekannt und eigene unmit te lbare Untersuchungen nicht möglich 
sind. Zunächst sprechen Indizien f ü r die Vermutung, daß die gegen-
wärt ige dubiose sozioökonomische Ordnung Jugoslawiens nicht das 
Ergebnis einer bewußt intendierten Entwicklung ist. Sie ist eher die 
vorläufige Resultante im ganzen planloser, pragmatischer Reaktionen 
auf aufbrechende ökonomische Krisensymptome. Diese wurzel ten 
ursprünglich, d. h. in den f rühen fünfziger Jahren , u. a. in überkom-
mener Unterentwicklung, in t radier ten Disparitäten, in den ökono-
mischen Folgen des politischen Bruchs mit der UdSSR 1948 sowie 
schließlich auch in den Konsequenzen der ersten die gesamtgesell-
schaftliche Lenkung des Reproduktionsprozesses durchbrechenden 
Maßnahmen. Hier stellt sich aber erneut die Frage, weshalb die Re-
aktion der Führung des BdKJ und der Zentralregierüng nicht in 
Richtung einer Rückkehr zur zentralen Wirtschaftsplanung ging, 
weshalb vielmehr jede neue Maßnahme die einmal eingeschlagene 
Richtung weiter vorantr ieb. Die Beantwor tung dieser Frage würde 
eine hier nicht zu leistende genaue Analyse der S t ruktur der jugo-
slawischen Führungsgruppen zwischen etwa 1955 und 1965 erfordern. 
Es läßt sich nur als Ergebnis der Konfl ikte innerhalb dieser und 
zwischen ihnen die schließliche Dominanz jener Krä f t e feststellen, 
die ihre eigenen Interessen an den Ausbau par t ikularer und lokaler 
Macht- und Einflußbereiche und mithin an die Schwächung einer 
gesamtgesellschaftlich intendierten Politik knüpf ten . Evident ist f e r -
ner der wachsende Einfluß ökonomistischer und technokratischer 
Kräf te , die sich mit Teilen der politischen Führungsgruppen des 
BdKJ und der Staatsorgane verbündeten. Der Sieg dieser Koalition 

10 In den letzten drei Jahren ist im Durchschnitt eine fast 20 "/oige 
Steigerung der Lebenshaltungskosten zu verzeichnen. 
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f and in der politischen Ausschaltung Alexander Rankoviés 1966 spek-
taku lä ren Ausdruck1 1 . 

Welche Hal tung n a h m aber die jugoslawische Arbei terschaft zu 
dieser Entwicklung ein12? Zunächst läßt sich mi t Sicherheit sagen, 
daß sie Objekt , nicht Subjek t dieser Prozesse war. Hier ist nochmals 
auf die e rwähn te Diskrepanz zwischen den legalen Normen und der 
Real i tä t des jugoslawischen „Selbstverwaltungs-Sozialismus" zu 
verweisen. Noch 1972, 22 J a h r e nach Beginn der Arbeiterselbstver-
wal tung und neun J a h r e nach Inkra f t t r e t en der „Verfassung eines 
absterbenden Staates" f ü h r t Tito öffentlich Klage über den geringen 
Einf luß der Arbei te r auf politische und gesellschaftliche Entschei-
dungen. Dieser Einf luß w a r in der Zeit der hier bezeichneten Wei-
chenstellungen nicht größer. Fü r eine akt ive Rolle der jugoslawischen 
Arbei terschaft in dieser Phase der gesellschaftlichen Entwicklung bo-
ten die realen Machtverhältnisse also keinen Raum. Und immerhin 
machen die „kleinen Warenproduzenten", deren Ideologie und In ter -
essen die angedeutete Entwicklung entspricht, mehr als die Hälf te 
de r Bevölkerung aus! Es sollte auch nicht übersehen werden, daß mit 
der sukzessiven Verwirklichung der „sozialistischen Marktwir t -
schaf t" eine Beschränkung der Entwicklung der Grundstoff - und 
Produkt ionsgüter industr ien zugunsten der Verbrauchsgüterwir t -
schaft, eine Zunahme der Impor te von Waren aus kapitalistischen 
Ländern sowie ein nicht unbeträchtliches Maß von „Liberalisierung" 
im bürgerlichen Sinne verbunden war . Es hieße die objektiven histo-
rischen und sozioökonomischen Bedingungen negieren, wollte man 
von der jugoslawischen Arbeiterschaft im hier besprochenen Zeit-
r a u m ein entwickeltes und gefestigtes sozialistisches Bewußtsein 
erwar ten, das sie zum entschlossenen Widerstand gegen jene Politik 
befähig t hät te 1 3 . 

Heute verkörpern die Produktionsverhältnisse in Jugoslawien 
einen Typus sui generis, der weder mit „sozialistisch" noch mit „ka-
pitalistisch" zureichend zu kennzeichnen ist. Da eine Gesellschaft nie 
statisdi, sondern nu r im Prozeß der Entwicklung durch die ihr im-
manenten Widersprüche und Tr iebkräf te analysiert werden kann, 
stell t sich die Frage nach der Perspektive des sozioökonomischen 

11 Ob dabei andere Momente mitspielten, mag dahingestellt bleiben. 
Kern des Konflikts war jedoch die Richtung der sozioökonomischen Ent-
wicklung Jugoslawiens. 

12 Man muß sich dabei schon die allein zahlenmäßige Schwäche der 
jugoslawischen Arbeiterschaft vergegenwärtigen: von einer Gesamt-
bevölkerung von ca. 20 Mill, und einer ca. halb so großen Aktivbevölke-
rung waren 1970 3,7 Mill, im gesellschaftlichen Sektor beschäftigt, darun-
ter 1,45 Mill, in der Industrie. 

13 Man muß sich in diesem Zusammenhang vergegenwärtigen, daß die 
hier skizzierte politische und gesellschaftliche Entwicklung in Jugoslawien 
begleitet war von entsprechenden Veränderungen der politischen und 
kulturellen Atmosphäre: Verbreitung von Kommerzialisierung, Entpoliti-
sierung, privatistischem Lebensstil, allgemeinem Bereicherungsdrang, Vul-
garisierung der Massenmedien, etc. 


